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Vorwort 
 
 
Als der Verlag C. H. BECK mit der Idee an uns herantrat, ein Handbuch des 

Verfassungsrechts herauszugeben, stieß das Vorhaben zunächst auf eine  
Mischung aus spontanem Interesse und Skepsis. Gibt es nicht schon genug 
Darstellungen des deutschen Verfassungsrechts? Was sollte ein Handbuch 
dem hinzufügen? Doch in den Gesprächen zwischen Bonn und Freiburg ent-
wickelte sich schnell eine Antwort auf beide Fragen. Obwohl alle Darstellun-
gen des deutschen Verfassungsrechts nicht mehr umhinkönnen, transnationa-
le Bezüge des Verfassungsrechts zu berücksichtigen, bleibt doch eine Lücke: 
Es fehlt an einer Darstellung, welche diese Bezüge systematisch in den Vor-
dergrund stellt und dabei das deutsche Recht mit Blick auf einen transnatio-
nalen Austausch international einzuordnen sucht.  

 
Für uns Herausgeber hat diese transnationale Perspektive auf das Verfas-

sungsrecht zwei Aspekte.  
 
Sie bezieht sich zum einen auf die inter- und supranationalen und rechts-

vergleichenden Einflüsse auf das deutsche Verfassungsrecht. Gerade auch in 
der jüngeren Verfassungsrechtsprechung wird deutlich, dass das Grundge-
setz nicht mehr allein aus sich heraus verstanden werden kann, sondern in 
einem Mehrebenensystem inter- und supranationaler Regelungen steht, in 
dem es sich immer wieder neu verorten und den Wechselwirkungen Rech-
nung tragen muss. Mit den inter- und supranationalen Bezügen geht häufig 
auch eine rechtsvergleichende Perspektive einher, haben doch rechtsverglei-
chende Analysen der mitgliedstaatlichen Verfassungspraxis oft unmittelbare 
Bedeutung für das Verständnis inter- und supranationaler Vertragswerke.  

 
Zum anderen wirkt das Grundgesetz in den internationalen Raum hinein. 

Die Transnationalisierung ist keine Einbahnstraße. So wie sich die deutsche 
Verfassungsrechtspraxis und Staatsrechtslehre für internationale Einflüsse 
geöffnet hat, haben auch andere Verfassungsordnungen – zum Teil mit großer 
Aufmerksamkeit – Entwicklungen im deutschen Verfassungsrecht verfolgt 
und oft im Sinne einer filternden Rezeption aufgenommen. Darüber hinaus 
lässt sich in der internationalisierten verfassungstheoretischen Diskussion ein 
lebendiges Interesse am deutschen Verfassungsrecht und seiner wissenschaft-
lichen Aufarbeitung und Konzeptualisierung beobachten.  

 
Das Handbuch will auch auf diesen Aspekt der gesteigerten Rezeptivität in 

der transnationalen Beobachtung und Verfassungsentwicklung reagieren. 
Durch den Versuch eines selbstdistanzierenden Blicks auf das deutsche Recht 
und die Einordnung der Rechtspraxis und Rechtswissenschaft in ihre trans-
nationalen Bezüge sollen die Beiträge den Zugang zum deutschen Verfas-
sungsrecht für den ausländischen Leser erleichtern. Mit dem Handbuch wol-
len Herausgeber und Autorinnen und Autoren das deutsche Verfassungsrecht 
und die deutsche Verfassungsrechtswissenschaft auch international in den 
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wissenschaftlichen und wissenschaftsorientierten Diskurs einbringen. Aus 
diesem Grund verfolgte unser Konzept von Beginn an das Anliegen, dass das 
Handbuch zusätzlich zu der vorliegenden Ausgabe demnächst auch in einer 
englischsprachigen Fassung erscheinen soll.  

 
Mit seinen beiden Ausgaben erhebt das Handbuch einen ehrgeizigen An-

spruch, nämlich ein „Schaufenster“ der deutschen Verfassungsrechtswissen-
schaft und ihrer Entwicklung zu sein. Dieser Anspruch prägt auch das 
Selbstverständnis der Herausgeber sowie der Autorinnen und Autoren. Ne-
ben dem Bemühen um ein ebenso dichtes wie objektives Aufzeigen von Ent-
wicklungslinien steht die selbstbewusste Positionsbestimmung durch jeden 
einzelnen Autor und jede einzelne Autorin. Zugleich versammelt das Werk 
bewusst eine Vielzahl unterschiedlicher rechtspolitischer Grundvorstellun-
gen. 

 
Ein solches in den internationalen Raum ausgreifendes Projekt war auf die 

Unterstützung von Kolleginnen und Kollegen angewiesen, die über eine be-
sonders informierte Außenperspektive auf das deutsche Verfassungsrecht 
verfügen. Wir hatten das Glück, dass wir einen Kreis von herausragenden  
– und engagierten – ausländischen Beraterinnen und Beratern aus aller Welt 
für das Projekt gewinnen konnten. Ihnen verdanken Herausgeber, Autorin-
nen und Autoren wesentliche Anregungen, die für den verständigen Ver-
gleich anderer Verfassungsordnungen und so auch für das Verständnis der 
Beiträge aus Sicht einer ausländischen Leserschaft des Handbuches von Be-
deutung sind. Die Mitglieder dieser Beratergruppe standen den Herausge-
bern auf zwei Tagungen, die der Konzeption des Handbuchs dienten (Köln 
und Berlin), und dann allen Autorinnen und Autoren während dreier Tagun-
gen (Berlin, Cadenabbia und München) zur Diskussion der Beiträge mit Rat 
und Tat zur Seite. Für ihren großzügigen Einsatz, der auch über die Tagungs-
formate hinweg angedauert hat, danken wir ihnen ganz herzlich auch im 
Namen unserer Autorinnen und Autoren. Wir haben aus ihren Vorschlägen 
und Anregungen großen Gewinn gezogen. 

 
Danken möchten wir auch unseren Autorinnen und Autoren selbst, die sich 

auf das Projekt eingelassen haben. Mit dem Versuch, die Beiträge in eine 
transnationale Perspektive einzustellen, sind wir gemeinsam einen neuen 
und, wie sich gezeigt hat, nicht leichten Weg gegangen. Wir freuen uns, dass 
wir hierüber in Gegenwart unserer ausländischen Beraterinnen und Berater 
mit allen Autorinnen und Autoren schon auf der Grundlage von Rohfassun-
gen nachdenken und diskutieren konnten. Überdies haben sie in Blick auf die 
ausstehende englische Ausgabe zugesagt, die Verantwortung für eine Über-
tragung ins Englische zu übernehmen. Hierin liegt ein Engagement, das weit 
über das Übliche hinausgeht. Dieses Engagement ist Ausdruck des gemein-
samen Anliegens, zur weiteren Öffnung des deutschen Verfassungsrechts für 
die internationale Diskussion beitragen zu wollen. 

 
Wir danken ferner den Förderern, die uns die Tagungen und die Unterstüt-

zung bei der organisatorischen und redaktionellen Arbeit ermöglicht haben, 
namentlich der Deutschen Forschungsgemeinschaft, der Fritz Thyssen Stif-
tung, der Friedrich-Ebert-Stiftung, der Konrad-Adenauer-Stiftung und der 
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Carl Friedrich von Siemens Stiftung. Dank gilt auch Herrn Dr. Rolf-Georg 
Müller, Herrn Dr. Wolfgang Czerny und Frau Saskia Henze-Wiskow vom 
Verlag C. H. BECK – besonders für die Geduld, die sie aufgebracht haben, um 
den Wandel von einem Handbuch- zu einem Forschungs- und Handbuchpro-
jekt zu begleiten. 

 
Ein besonderer Dank gebührt Herrn Niklas Burkart. Er hat das Projekt als 

wissenschaftlicher Mitarbeiter von Beginn an begleitet. Mit großem Engage-
ment, Umsicht und Feingefühl hat er das Projekt nicht nur redaktionell unter-
stützt, sondern auch selbstbewusst organisatorisch zunehmend an und in die 
Hand genommen. Wir hätten uns keine bessere Mitarbeit an unserer Seite 
wünschen können. 

 
Schließlich sei allen weiteren Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern unserer 

Lehrstühle und Institute gedankt, die ebenfalls wichtige organisatorische 
oder redaktionelle Hilfe geleistet haben. Hervorgehoben seien Timur Cinar, 
Philipp Dürr, Dr. Jakob Hohnerlein, Maryam Kamil Abdulsalam, Merle 
Kämpfer und Felicia Schliebs. 

 
Bonn/Freiburg im Dezember 2020 
 
Matthias Herdegen, Johannes Masing, Ralf Poscher,  
Klaus Ferdinand Gärditz 
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